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1. Aussprache zur Regierungserklärung anlässlich des Europäischen Rates 
vom 27.-28. Juni 2024 und des NATO-Gipfels vom 9.-11. Juli 2024  

I. Sachverhalt 

Beim NATO-Jubiläumsgipfel vom 9. bis 11. Juli in Washington werden die Stärkung 
der Verteidigungsfähigkeit und des Abschreckungspotentials sowie die Steigerung 
der Verteidigungsausgaben im Fokus stehen. Deutschland wird unter 
Hinzuziehung des Sondervermögens für die Bundeswehr und einer breiten 
Interpretation der sonstigen verteidigungsrelevanten Ausgaben in diesem Jahr 
erstmals die NATO-Vorgaben erfüllen. Einen glaubwürdigen Plan zur Einhaltung 
des Zwei-Prozent-Ziels nach Auslaufen des Sondervermögens bleibt die 
Bundesregierung weiterhin schuldig – und somit bleibt „Zeitenwende“ mehr Tat 
als Wort. 

Beim Europäischen Rat sollen u.a. die Lage im Nahen Osten, die Stärkung der 
europäischen Verteidigungsindustrie und die Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit 
diskutiert werden. Übergreifend wird die weitere Unterstützung der Ukraine in 
beiden Organisationen bestimmendes Thema sein.  

Zusätzlich stehen beide Organisationen vor einem personellen Umbruch. In der 
NATO wird voraussichtlich der niederländische Ministerpräsident Mark Rutte als 
neuer Generalsekretär gewählt werden. Beim Europäischen Rat soll über das 
zukünftige Spitzentableau der Europäischen Union entschieden werden. 

II. Unsere Position und Sprachreglung 

Sowohl die NATO als auch die Europäische Union brauchen Kontinuität und 
Stabilität. Der Europäische Rat muss daher die Weichen für eine zweite Amtszeit 
von Ursula von der Leyen als Präsidentin der Europäischen Kommission stellen, 
die als Spitzenkandidatin der Europäischen Volkspartei die Wahlen zum 
Europäischen Parlament gewonnen hat. Unter ihrer Führung müssen rasch die 



 

notwendigen Kurskorrekturen, vor allem im Blick auf die Wettbewerbsfähigkeit 
der europäischen Industrie, vorgenommen werden. In der NATO muss der unter 
Generalsekretär Stoltenberg eingeschlagene und richtige Kurs fortgesetzt werden. 
Die Ukraine muss weiterhin politisch, militärisch und finanziell so unterstützt 
werden, dass sie den Krieg aus einer Position der Stärke beenden kann. 

Die Bundesregierung steht in beiden Organisationen unter Beobachtung. Die oft 
selbst beanspruchte und auch von unseren Alliierten und Partnern erwartete 
Führungsrolle muss endlich angenommen und untermauert werden, um nicht 
noch weiter an Glaubwürdigkeit und Vertrauen zu verlieren. Die ständige 
Enthaltung zu wichtigen europäischen Fragen („German Vote“) und 
Blockadehaltung in Brüssel müssen der Vergangenheit angehören. Insbesondere 
bei den Verteidigungsausgaben ist die Bundesregierung nun gefordert, im Rahmen 
des nächsten Haushalts einen belastbaren Finanzplan zur Stärkung der 
Verteidigungsfähigkeit vorzulegen. 

 
2. Unser Antrag „Für mehr Begrenzung und Humanität im Asylrecht” 

I. Sachverhalt 

Die Regierungspolitik der ungesteuerten Migration hat keinen Rückhalt in der 

Bevölkerung. Allein in den Jahren 2022 und 2023 hat Deutschland rund 596.000 

Asylbewerber aufgenommen. Die hohe Zahl der Asylsuchenden überfordert die 

Aufnahmekapazitäten und Integrationsmöglichkeiten Deutschlands bei Weitem, 

zumal Deutschland eine zusätzliche humanitäre Verpflichtung für 1,1 Millionen 

Kriegsflüchtlinge aus der Ukraine wahrnimmt. Ein Ende des Zustroms ist auch in 

diesem Jahr nicht in Sicht. Für 2024 sind erneut zwischen 280.000 und 300.000 

Asylanträge zu erwarten. 

II. Unsere Position 

Wir wollen die Kontrolle über die Einwanderung nach Deutschland 

zurückgewinnen, irreguläre Migration stoppen und humanitäre Migration auf ein 

integrierbares Maß begrenzen. Dafür haben wir in mehreren Anträgen und in 

unserem 26-Punkte-Plan vom Oktober 2023 kurzfristig wirksame Maßnahmen 

vorgelegt. Mittel- und langfristig wollen wir das Konzept der sicheren Drittstaaten 

zum Leitprinzip des europäischen Asylrechts machen: „Schutz durch Europa muss 

nicht heißen Schutz in Europa“. Wer nach einem Stichtag in der EU Asyl beantragt, 

soll in einen sicheren Drittstaat außerhalb Europas überführt werden und dort das 

Asylverfahren durchlaufen. Erfolgreiche Anträge führen zu Schutz im Drittstaat, 

negative Entscheidungen zu einer Rückkehr in das Herkunftsland. Zugleich sollten 

Deutschland und die EU in diesem Rahmen jährlich ein Kontingent besonders 

schutzbedürftiger Menschen aus dem Ausland aufnehmen. Denn gerade die 

besonders Hilfsbedürftigen haben oftmals keine Möglichkeit, nach Europa zu 

gelangen und um hier Asyl nachzusuchen. Mit diesem Konzept zerschlagen wir das 



 

Geschäftsmodell der Schleuser und können dem Sterben in der Wüste und im Meer 

ein Ende bereiten.  

Solche Modelle sind mit den Grundrechten, der Genfer Flüchtlingskonvention 

(GFK) und der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und 

Grundfreiheiten (EMRK) vereinbar: Es gibt ein Recht auf Schutz, aber kein Recht auf 

freie Wahl des Schutzlandes. Die Bundesregierung muss sich jetzt für eine 

Nachbesserung des europäischen Asylrechts einsetzen, damit sichere 

Drittstaatsmodelle möglich werden. Zudem muss die Bundesregierung Gespräche 

mit Ruanda sowie weiteren Drittstaaten anstoßen und über die Implementierung 

eines solchen Modells verhandeln. 

III. Sprachregelung 

Deutschland und Europa müssen die Kontrolle über die Migration 

zurückgewinnen. Deshalb wollen wir das Konzept der sicheren Drittstaaten zum 

Leitprinzip des europäischen Asylrechts machen: Wer in der EU Asyl beantragt, soll 

zukünftig in einen sicheren Drittstaat außerhalb Europas überführt werden und 

dort das Asylverfahren durchlaufen. Erfolgreiche Anträge führen zu Schutz im 

Drittstaat, negative Entscheidungen zu einer Rückkehr in das Herkunftsland. 

Damit erreichen wir mehr Humanität und Kontrolle in der Migrationspolitik, 

zerschlagen das Geschäftsmodell der Schleuser und stellen durch 

Kontingentaufnahme die Hilfe für diejenigen Menschen in den Mittelpunkt, die 

unseren Schutz wirklich benötigen. 

 

3. Aktuelle Stunde: „Meinungsfreiheit schützen – Boykott von 

wissenschaftlichen und demokratischen Veranstaltungen an deutschen 

Hochschulen verhindern“ 

I. Sachverhalt 

Wir erleben zunehmend, dass demokratische Diskurse über gesellschaftlich 

relevante Themen gerade an Hochschulen einseitig boykottiert werden. 

Vorlesungen von Wissenschaftlern werden verhindert, weil Forschungsarbeiten 

dem politischen Weltbild von Störern nicht entsprechen. Bundesminister werden 

massiv gestört und Veranstaltungen sogar abgebrochen. Jüngstes Beispiel ist eine 

Diskussionsveranstaltung des Rings-Christlich-Demokratischer-Studenten (RCDS) 

am 19. Juni an der Universität Göttingen, zu der unsere Familienpolitikerin 

Mareike Wulf MdB eingeladen war, um über ihre Perspektive zum sogenannten 

„Selbstbestimmungsrecht“ zu sprechen. Ihr wurde von linken, zum Teil 

vermummten Chaoten die Möglichkeit einer Einordnung durch massiven Protest 

genommen und sie musste unter Polizeischutz aus dem Gebäude geführt werden. 

Die Veranstaltung konnte somit nicht stattfinden. Dieser Vorgang wurde seitens 



 

der Koalitionsfraktionen oder Vertreter/innen der Regierung unseres Wissens 

bisher nicht kommentiert und unsere Abgeordnete nicht unterstützt.  

II. Unsere Position und Sprachregelung 

Die Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1 GG) und die Wissenschaftsfreiheit (Art. 5 Abs. 3 

GG) haben in Deutschland Verfassungsrang. Hochschulen sind Orte des 

öffentlichen Diskurses, an denen das Für und Wider von wissenschaftlichen und 

gesellschaftlichen Themen debattiert werden. Die Freiheit des Denkens muss an 

den Hochschulen gewährleistet sein. Es ist alarmierend, wenn Debatten, die sich 

auf dem Boden des Grundgesetzes bewegen, verhindert werden. Die 

Meinungsfreiheit ist ein ganz wesentlicher Bestandteil unserer Demokratie und 

Voraussetzung für den Zusammenhalt in der Gesellschaft. Werden 

Meinungsäußerungen und Diskussionen verhindert, führt dies letztlich zur 

Spaltung; das darf nicht geschehen. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion verurteilt 

jeden Versuch, den freien Diskurs an Hochschulen einzuschränken. Es braucht ein 

gemeinsames Verständnis dazu, dass als Reaktion auf solche Taten oder auf 

Störungen von Vorlesungen, Vorträgen oder sonstigen Veranstaltungen 

unverzüglich und wirksam mittels Strafanzeige und Hausverbot gegen die Störer 

vorgegangen und der ungestörte weitere Verlauf der Veranstaltung geschützt wird. 

 

Falls Rückfragen bestehen oder Sie in den E-Mailverteiler des Blitz-Briefings 
aufgenommen werden möchten, schreiben Sie gerne eine E-Mail an 
blitzbriefing@cducsu.de. 


